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Antrag 

des Abgeordneten Drabiniok und der Fraktion DIE GRÜNEN 


Fortschreibung des Bedarfsplans für Bundesfernstraßen 


Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Im wesentlichen diente bei der Erstellung des Bedarfsplans '80 
für Bundesfernstraßen eine gesamtwirtschaftliche Bewertung 
der Einzelprojekte als Entscheidungsgrundlage. Das Ergebnis 
dieser Nutzen-Kosten-Analyse (NKA) war als Hauptkriterium 
maßgeblich für Aufnahme und Dringhchkeitseinstufung in den 
Bedarfsplan. Dieses Bewertungs verfahren des Bundesver- 
kehrsministeriums muß jedoch als völlig unzureichend und 
methodisch falsch bezeichnet werden. Es ist daher als Entschei- 
dungsgrundlage abzulehnen. 

So wurden bei der letzten Fortschreibung viele negative Ein- 
flüsse einer Straßenbaumaßnahme auf Natur und Umwelt 
innerhalb der NKA überhaupt nicht berücksichtigt. 

Unter anderen wurden folgende Effekte bei der NKA nicht in 
Rechnung gestellt: 

— Einfluß auf land- und forstwirtschaftliche Bodennutzung, 

— Trennung und Vernichtung von Lebensräumen, 

— Immissionen von Abgasen und Lärm außerorts, 

— Beeinträchtigung der Grund- und Oberflächenwasser- 
qualität, 

— Klimabeeinflussung, 

— Beeinträchtigung des Landschaf tsbüdes, etc. 

Das Fehlen dieser umweltrelevanten Komponenten belegt ein- 
deutig, daß trotz einer breiten Umweltdiskussion in den 70er 
Jahren die Zerstörung von natürlichen Lebensräumen sowie 
die Beeinträchtigung von lebensnotwendigen Grundlagen der 
menschlichen Existenz insbesondere durch weiteren Straßen- 
bau völlig außer acht gelassen werden. 

Zur Methodik der NKA heißt es im Bimdes verkehrswegeplan 
'80 (S. 13): 
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„Die einzelnen Nutzen- und Kostenkomponenten der gesamt- 
wirtschaftlichen Bewertung sollen die investitionspolitischen 
Ziele widerspiegeln, was jedoch bei dem zur Zeit erreichten 
Stand der Methodik nicht vollständig möglich ist." 

Doch diese gewählte Methode der NKA muß nicht nur als 
unvollständig und un ausgereift angesehen werden; sie ist vom 
Ansatz her falsch, weil der Nutzen der bewerteten Komponen- 
ten in Geldbeträgen (Mio. DM/pro Jahr) ausgedrückt wird. 

Eine Monetarisierung von vielen Effekten - besonders Umwelt- 
eingriffen - ist ein untaugliches Mittel, das der Komplexität der 
Abwägungsproblematik bei Straßenbaumaßnahmen in kein- 
ster Weise gerecht wird. 

Wie soll der Wert eines Blaukelchens oder der Preis einer 
zerstörten Landschaft in der eindimensionalen Größe Geld 
umrechenbar sein? 

Zu dieser Einsicht mußte auch das Bundesverkehrsministerium 
kommen, als es versuchte, für die Fortschreibung '85 zum 
ersten Mal auch ökologische Kriterien in die NKA miteinzu- 
beziehen. Wegen der unmöglichen Realisierung beabsichtigt 
man nun ökologische Risikoabschätzungen außerhalb der NKA 
durchzuführen. Das mangelhafte gesamtwirtschaftliche Bewer- 
tungsverfahren aus den Jahren 1979/80 soll jedoch bestehen 
bleiben, obwohl neben den grundsätzlichen Bedenken auch 
die einzelnen Nutzenkomponenten völlig unzulänglich sind: 

(1) Primäre Kostenersparnisse (Nk): 

Höhere Betriebskosten durch steigende Geschwindigkeit und 
Umwege bei der Benutzung einer neuen Bundesfernstraße 
werden nicht berücksichtigt. 

Neue Straßen induzieren neuen Verkehr. Dieser reduziert 
mögliche Kostenersparnisse beim bestehenden Verkehr. 

Beim gewerblichen Personenverkehr wird eine höchst spekula- 
tive Nutzenermittlung vorgenommen. 

(2) Beiträge zur Verkehrssicherheit (Ns): 

Die Berechnung der Unfallentwicklung wird pauschal und 
ungenau durchgeführt. Die volkswirtschaftlichen Kosten kön- 
nen sich tendenziell sogar erhöhen, da auch sichere Neuver- 
kehrsprognosen keine Aussagen über die Gesamtzahl und vor 
allem die Schwere der Unfälle zulassen. 

(3) Verbesserung der Erreichbarkeit (Ne): 

Fahrzeitersparnisse lassen sich nicht in Geldwerte umsetzen. 
Wissenschaftliche Untersuchungen belegen außerdem, daß das 
Reisezeitbudget in den letzten Jahren konstant bleibt. Zeit- 
ersparnisse werden also für zusätzliche und längere Fahrten 
genutzt, was zu einem höheren Verkehrsaufkommen und den 
damit verbundenen Belastungen für Mensch und Umwelt führt. 
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(4) Regionalwirtschaftliche Vorteile (Nr); 

Bei dieser Komponente werden zum Teil Nutzen, die bereits 
berücksichtigt wurden, wieder berechnet. 

Dafür fehlen negative Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt, 
insbesondere Kaufkraftverluste und Beeinträchtigungen beim 
Fremdenverkehr. 

(5) Beträge zum Umweltschutz (Nu): 

Seitens des Bundesverkehrsministeriums wurde nur die Ände- 
rung der Kohlenmonoxidwerte und des Straßenlärms innerhalb 
von Ortschaften in Rechnung gestellt, nicht Eingriffe in Natur 
und Landschaft sowie Umweltbelastungen außerorts (siehe S. 1 
des Antrages). 

Angesichts dieser gravierenden Mängel, die eine abwägende 
Beurteüung eines Straßenbauvorhabens nicht ermöglichen, ist 
das vorgesehene Bewertungsverfahren für die Fortschreibung 
des Bedarfsplanes nicht anzuwenden. 

II. Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

zur Fortschreibung des Bedarfsplans für Bundesfemstraßen im 
Jahre 1985 anstatt der vorgesehenen Nutzen-Kosten- Analyse 
für alle Projekte eine umfassende Nutzwertanalyse und 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) durchzuführen. 

Bonn, den 18. Juli 1984 

Drabiniok 

Schoppe, Dr. Vollmer und Fraktion 


Begründung 

Eine umfassende Bewertung aller Effekte eines Femstraßenpro- 
jektes, die wirtschaf tliche, verkehrliche und umweltbezogene 
Projektwirkungen miteinzubeziehen hat, muß notwendigerweise 
auf Geld als Maßstab der Beurteilung und Bewertung dieser 
Auswirkungen verzichten. Eine für die Fortschreibung als Ent- 
scheidungsgrundlage vom Bundesverkehrsministerium zu erstel- 
lenden Bewertung kann sinnvollerweise nur in Form einer Nutz- 
wertanalyse durchgeführt werden, die aus folgenden Phasen be- 
steht: 

1. Phase der Zielbeschreibung: 

Die mit dem Bau von Bundesfernstraßen verfolgten Ziele müssen 
definiert werden (Oberziel) und soweit aufgegliedert werden, daß 
überschaubare Teüziele entstehen. Für jedes Teilziel müssen sich 
Indikatoren finden lassen, die den Zielertrag, also die Auswirkun- 
gen eines Projekts auf ein Ziel, beschreiben können. Der Katalog 
der Teilziele sollte so beschaffen sein, daß er alle wesentlichen 
Auswirkungen von Feinstraßen - insbesondere auf Natur und 
Umwelt — erfaßt. 
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2. Phase der Ermittlung von Zielerreichungsgraden: 

Alle zur Diskussion stehenden Varianten eines Projektes, ein- 
schließlich der Nullvariante, sind auf ihre Auswirkungen auf die 
oben beschriebenen Ziele hin zu untersuchen. Die in jedem Teil- 
ziel ermittelten Zielerträge sind mit Hilfe einer Zielfunktion auf 
eine Punkteskala zu übertragen, die für alle Teilziele den gleichen 
Umfang haben muß. 

3. Phase der Bewertung und der Nutz Wertermittlung: 

Die mit dem Bau einer Bundesfernstraße verfolgten Ziele haben 
einen unterschiedlichen gesellschaftlichen Stellenwert. Daher ist 
eine Gewichtung dieser Ziele erforderlich. Eine solche Gewich- 
tung sollte sich an den tatsächlichen Wertvorstellungen der Bevöl- 
kerung orientieren, wie sie durch Erhebungen ermittelt werden 
können. 

Die Nutzwertanalsyse sollte jedoch nicht nur mit einer Gewich- 
tungsskala durchgeführt werden. Die Gewichtung ist auf jeden 
Fall so zu variieren, daß ihr Einfluß auf das Endergebnis erkenn- 
bar wird. Es ist für die Interpretation des Ergebnisses von Bedeu- 
tung, wie hoch z.B. Wirtschaftlichkeitsziele im Vergleich zu 
Naturschutzzielen gewichtet werden müssen, um eine Trassie- 
rung durch ein Naturschutzgebiet begründen zu können. 

Nur bei Anwendung einer solchen Nutzwertanalyse läßt sich 
verdeutlichen, bei welcher politischen Interessenlage bzw. Wert- 
vorstellung ein Bundesfemstraßenprojekt bauwürdig sein kann. 

Im Rahmen der Untersuchung zur Aufstellung des Bedarfsplans 
r 85 sollte ferner für alle noch nicht im Bau befindlichen Projekte 
eine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) durchgeführt werden. 

Diese ist analog des Vorschlags einer Richtlinie des Rates über 
Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen und 
privaten Vorhaben (EG-Dok. 7972/80, Drucksache 9/166) zu kon- 
zipieren. 

Die UVP sollte genaue Kriterien enthalten, bei deren Nichteinhal- 
tung ein Projekt nicht gebaut werden darf. Darüber hinaus muß 
die Beteiligung der Öffentlichkeit, insbesondere der Betroffenen, 
gewährleistet sein. 
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